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Transparenz bei der Telefonüberwachung

Nach derzeitigem Recht haben die Betreiber von Telekommunikationsanlagen eine Jahressta-
tistik über die von ihnen zu Strafverfolgungszwecken durchgeführten Überwachungsmaß-
nahmen zu erstellen. Diese Zahlen werden von der Regulierungsbehörde für Telekommuni-
kation und Post veröffentlicht. Auf diese Weise wird die Allgemeinheit über Ausmaß und
Entwicklung der Telekommunikationsüberwachung in Deutschland informiert.

Nach aktuellen Plänen der Bundesregierung soll diese Statistik abgeschafft werden. Begrün-
det wird dies mit einer Entlastung der Telekommunikationsunternehmen von überflüssigen
Arbeiten. Zudem wird darauf verwiesen, dass das Bundesjustizministerium eine ähnliche Sta-
tistik führt, die sich auf Zahlen der Landesjustizbehörden stützt. Dabei wird verkannt, das die
beiden Statistiken unterschiedliches Zahlenmaterial berücksichtigen. So zählen die Telekom-
munikationsunternehmen jede Überwachungsmaßnahme getrennt nach den einzelnen An-
schlüssen, während von den Landesjustizverwaltungen nur die Anzahl der Strafverfahren er-
fasst wird.

In den vergangenen Jahren ist die Zahl der überwachten Anschlüsse um jährlich etwa 25 Pro-
zent gestiegen. Gab es im Jahr 1998 noch 9.802 Anordnungen, waren es im Jahr 2001 bereits
19.896. Diese stetige Zunahme von Eingriffen in das Fernmeldegeheimnis sehen die Daten-
schutzbeauftragten des Bundes und der Länder mit großer Sorge. Eine fundierte und objektive
Diskussion in Politik und Öffentlichkeit ist nur möglich, wenn die tatsächliche Anzahl von
Telefonüberwachungsmaßnahmen bekannt ist. Allein eine Aussage über die Anzahl der
Strafverfahren, in denen eine Überwachungsmaßnahme stattgefunden hat, reicht nicht aus.
Nur die detaillierten Zahlen, die derzeit von den Telekommunikationsunternehmen erhoben
werden, sind aussagekräftig genug.

Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder fordert daher eine
Beibehaltung der Unternehmensstatistik nach § 88 Absatz 5 Telekommunikationsgesetz so-
wie ihre Erstreckung auf die Zahl der Auskünfte über Telekommunikationsverbindungen, um
auf diesem Wege bessere Transparenz bei der Telefonüberwachung zu schaffen.


